
Kirchliches Arbeitsgericht 

 
für die Diözesen Limburg, Mainz, Speyer und Trier 

in Mainz 
 

     Verkündet laut Protokoll am 21.04.2021 

 

Aktenzeichen: KAG Mainz K 23/20 Lb 

 
 

U R T E I L 
 

In der Rechtsstreitigkeit mit den Beteiligten 
 
 

1. Kommission zur Ordnung des Diözesanen Arbeitsvertragsrechts 
des Bistums L. (Bistums-KODA), 
 

          -Klägerin- 
 

2. Bischof, 
 

   - Streitverkündeter und Drittwiderbeklagter zu - 1 - 
 

3. Bistum, 
 

   - Streitverkündete und Drittwiderbeklagte zu - 2 - 
 

 
 

gegen 
 
 

4. Betriebsgesellschaft Abtei mbH, 
 

   - Beklagte und Drittwiderklägerin - 
 

hat das Kirchliche Arbeitsgericht in Mainz auf die mündliche Verhandlung 

vom 24.04.2021 durch den Richter Dr. S. als Vorsitzenden und die beisit-

zenden Richter L. und Z. für Recht erkannt: 

 

1. Die Beklagte wird verpflichtet, beim Abschluss von Arbeitsverträ-

gen mit der Beklagten als Arbeitgeberin die Arbeitsvertragsord-

nung für die Beschäftigten im kirchlichen Dienst in der Diözese L. 

(AVO) vollumfänglich anzuwenden. 

 

2. Die Drittwiderklage der Beklagten wird abgewiesen. 

 

3. Die Revision gegen dieses Urteil wird nicht zugelassen. 
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Tatbestand 

 
Klägerin des vorliegenden Verfahrens ist die für den Bereich des Bistums 

L. errichtete Kommission zur Ordnung des Diözesanen Arbeitsvertrags-

rechts. Beklagte ist die Betriebsgesellschaft Abtei mbH als Rechtsträgerin 

eines von der Abtei M. betriebenen privaten Gymnasiums. Nach dem Statut 

der Beklagten erkennt diese die vom Bischof von L. erlassene Grundord-

nung des kirchlichen Dienstes im Rahmen kirchlicher Arbeitsverhältnisse 

als verbindlich an, was im Handelsregister des Amtsgerichts Mo. unter dem 

17.12.2013 (Blatt 51, 52 der Akte) veröffentlicht ist. 

 
In der Sache streiten die Parteien um eine Verpflichtung der Beklagten, 

beim Abschluss von Arbeitsverträgen, die sie als Arbeitgeberin mit den Be-

diensteten des Gymnasiums ausweisen, die Arbeitsvertragsordnung für die 

Beschäftigten im kirchlichen Dienst in der Diözese L. (AVO) als Vertragsbe-

standteil anzuwenden.  

 
Nach Auffassung der Klägerin sei die Beklagte aus rechtlichen Gründen 

verpflichtet, mit Anerkennung der Grundordnung auch die Arbeitsvertrags-

ordnung des Bistums L. anzuwenden. Hierzu habe sich die Beklagte seit 

Anerkennung der Grundordnung ständig geweigert und stattdessen tarifli-

che Bestimmungen des öffentlichen Dienstes als für das jeweilige Arbeits-

verhältnis geltend angewendet. Die Beklagte habe -was unstreitig ist- ge-

genüber dem Bischof von L. und gegenüber der klagenden Kommission in 

der Vergangenheit ständig verschiedene inhaltliche Forderungen zur Ände-

rung/Ergänzung der AVO gestellt, auf die man sich wegen der permanenten 

Rechtsverletzung durch die Beklagte nicht eingelassen habe.  

 
Im Laufe des vorliegenden Verfahrens hat die Klägerin beschlossen, die 

fragliche AVO dahingehend zu ergänzen, dass in Privatschulen die betrieb-

liche Altersversorgung auch durch die VBL mit Sitz in K. bewerkstelligt wer-

den könne. Damit sei nach Auffassung der Klägerin auch das Hauptanlie-

gen der Beklagten erledigt. 
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Die Klägerin beantragt,  

1. die Beklagte zu verpflichten, beim Abschluss von Arbeitsverträ-

gen, die im Rubrum die Beklagte als Arbeitgeberin ausweisen, die 

Arbeitsvertragsordnung für die Beschäftigten im kirchlichen 

Dienst in der Diözese L. (AVO) vollumfänglich anzuwenden. 

2. hilfsweise festzustellen, dass der Abschluss von Arbeitsverträ-

gen, die die Beklagte im Rubrum als Arbeitgeberin ausweisen und 

nicht die Arbeitsvertragsordnung für die Beschäftigten im kirchli-

chen Dienst in der Diözese L. (AVO) vollumfänglich anwenden, 

die Rechte der Klägerin verletzt und dass die diesbezüglichen Ar-

beitsverträge damit unwirksam sind. 

 
Die Beklagte beantragt,  

die Klage abzuweisen. 

 
Nach ihrer Auffassung sei die Klägerin nicht klagebefugt und das geltend 

gemachte Recht stehe ihr nicht zu. Die fragliche AVO enthalte Regelungen, 

die sie, die Beklagte, mangels Refinanzierung gegenüber den Bediensteten 

des Gymnasiums nicht erfüllen könne; andernfalls sei sie zur sofortigen In-

solvenzanmeldung gezwungen. Zudem widersprächen einzelne Regelun-

gen der AVO den unterschiedlichen landesgesetzlichen Bestimmungen für 

zugewiesene beamtete Lehrkräfte von Hessen und Rheinland-Pfalz beim 

Betreiben des Gymnasiums.  

 
Im Laufe des Verfahrens hat die Beklagte dem Bischof von L. und dem Bis-

tum L. den Streit verkündet und gegen beide Drittwiderklage als Gesamt-

schuldner erhoben.  

Nach Auffassung der Beklagten unterstützten die Drittwiderbeklagten die 

von der Klägerin vorsätzlich verfolgte Absicht, die Beklagte grob rechtswid-

rig entweder in die Insolvenz oder aus dem Dritten Weg zu drängen. Die 

Drittwiderbeklagten bedienten sich der klagenden Kommission zur Errei-

chung dieser Ziele. Bereits jetzt seien durch den vorliegenden Rechtsstreit 
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Schäden entstanden, die bei einer verständigen Behandlung der Angele-

genheit nicht hätten eintreten müssen. Diese konkreten Schäden müssten 

zukünftig nach einem Austritt aus der Grundordnung vor den allgemeinen 

Zivilgerichten geltend gemacht werden. Durch Beitritt auf Beklagtenseite 

seien die Drittwiderbeklagten imstande, die Schäden abzuwehren bzw. zu 

mildern.  

 
Die Drittwiderklägerin beantragt, 

1. die drittwiderbeklagten Parteien als Gesamtschuldner zu verurtei-

len, der Beklagten alle unmittelbaren und mittelbaren Schäden zu 

ersetzen, die ihr durch diesen Rechtsstreit und seine Folgen ent-

stehen, 

2. hilfsweise: festzustellen, dass die drittwiderbeklagten Parteien als 

Gesamtschuldner verpflichtet sind, der Beklagten alle unmittelba-

ren und mittelbaren Schäden zu ersetzen, die ihr durch diesen 

Rechtsstreit und seine Folgen entstehen. 

 
Die Drittwiderbeklagten beantragen, jedoch jede für sich,  

 die Drittwiderklage abzuweisen. 

 
Nach Auffassung der beiden Drittwiderbeklagten sei die Drittwiderklage un-

zulässig und in der Sache in hohem Maße unbegründet. Es sei keinesfalls 

ihr Wille, die Beklagte aus dem Dritten Weg oder sogar in den Ruin zu drän-

gen. Genau das Gegenteil sei der Fall; nur müsse sich die Beklagte an die 

bestehenden Gesetze halten. 

 
Zur näheren Darstellung des Sach- und Streitstandes wird auf den Inhalt 

der von den Parteien zur Gerichtsakte gereichten Schriftsätze nebst Anla-

gen, die Gegenstand der mündlichen Verhandlung vor dem erkennenden 

Gericht vom 21.04.2021 waren, Bezug genommen.  
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Entscheidungsgründe 

 
Die Klage ist zulässig und begründet, während die Drittwiderklage unzuläs-

sig ist. 

 
 

1. Klage 

 
Für die Klage ist der Rechtsweg zu dem Kirchlichen Arbeitsgericht nach § 2 

Abs. 1 KAGO eröffnet. Nach dieser Bestimmung muss es sich um Rechts-

streitigkeiten aus dem Recht der nach Art. 7 Grundordnung gebildeten Kom-

mission zur Ordnung des Arbeitsvertragsrechts handeln. § 2 Abs. 1 KAGO 

umfasst auch eine Meinungsverschiedenheit über die Geltung des Rechts 

der nach Art. 7 Grundordnung gebildeten Kommissionen zur Ordnung des 

Arbeitsvertragsrechts.  

 
Die Klägerin hat als Kommission auch die Befugnis zur Erhebung einer 

Klage (§ 10 KAGO). 

 
In der Sache ist die Klage begründet. Die Bestimmungen der AVO-L. gelten 

auch für die Beklagte. Damit ist sie verpflichtet, diese Bestimmungen als 

zwingende Normen den arbeitsvertraglichen Regelungen mit ihren Be-

diensteten zugrunde zu legen.  

 
Art. 2 Abs. 1 Grundordnung bestimmt, dass die Grundordnung für Arbeits-

verhältnisse von Mitarbeitern bei den öffentlichen juristischen Personen des 

kanonischen Rechts gilt, zu denen auch die Orden gehören. Orden päpstli-

chen Rechts unterstehen allerdings „in Bezug auf die interne Leitung und 

Rechtsordnung unmittelbar und ausschließlich der Gewalt des Apostoli-

schen Stuhles“ (can. 593 CIC). Danach bestimmen grundsätzlich die Orden 

ihre vermögensrechtlichen Angelegenheiten selbst und eigenständig. Et-

was anderes gilt jedoch, wenn – wie vorliegend – der Orden die vom Bischof 

von L. als Kirchengesetz erlassene Grundordnung freiwillig übernommen 

hat. Ist Rechtsträger einer Einrichtung allerdings nicht der Orden selbst, 



- 6 - 

sondern eine GmbH, deren Alleingesellschafter eine Ordensgemeinschaft 

päpstlichen Rechts ist, so findet auf die GmbH die vom Diözesanbischof als 

Kirchengesetz erlassene Grundordnung des kirchlichen Dienstes im Rah-

men kirchlicher Arbeitsverhältnisse jedenfalls dann Anwendung, wenn der 

Alleingesellschafter der Übernahme im Sinne von Art. 2 Abs. 2 Satz 2 

Grundordnung zugestimmt hat. In diesem Falle gelten nach ständiger 

Rechtsprechung des Kirchlichen Arbeitsgerichtshofs (vgl. z. B. Entschei-

dung vom 26.06.2009 – M 16/08), der das erkennende Gericht folgt, auch 

die diözesanen Regelungen der Arbeitsvertragsordnung. Dies wird eigent-

lich von der Beklagten in der Sache außer einem floskelhaften Leugnen 

auch nicht ernsthaft in Abrede gestellt. Ihre Einwendungen gegen die Be-

gründetheit der Klage vermögen diese nicht zu Fall zu bringen. So wendet 

die Beklagte u. a. ein, die AVO enthalte einzelne Regelungen, die für sie als 

Orden ruinös und mangels einer Refinanzierung finanziell nicht verkraftbar 

seien. So hat sich die Beklagte noch zu Beginn des Verfahrens hierfür maß-

geblich für ihre Verweigerungshaltung darauf berufen, die von ihr bisher ge-

wählte Zusatzversorgung für ihre Bediensteten bei der VBL sei von der AVO 

als zulässiges Versorgungswerk nicht vorgesehen. Dieser Einwand trifft je-

denfalls im maßgeblichen Zeitpunkt der mündlichen Verhandlung nicht 

mehr zu. Die Klägerin hat mittlerweile beschlossen, diese Versorgungsform 

für Privatschulen anzuerkennen und der Bischof von L. hat die Veröffentli-

chung dieses Beschlusses im Amtsblatt des Bistums veranlasst. Soweit die 

Beklagte darüber hinaus geltend gemacht hat, einzelne Bestimmungen der 

AVO seien widersprüchlich und für sie als Privatschule unklar, kann die 

Richtigkeit dieser Behauptungen vorliegend dahingestellt bleiben. Selbst 

wenn man zugunsten der Beklagten hiervon ausgeht, hat dies nicht zur 

Rechtsfolge, dass damit die diözesanen AVO-Bestimmungen insgesamt 

nicht gelten. Dann bedarf es insoweit zukünftiger Änderungen / Ergänzun-

gen der AVO bzw. gerichtlicher Klärungen, welche Bestimmungen in wel-

cher Form und mit welchem Inhalt bei sich möglicherweise widersprechen-

den gesetzlichen Regelungen staatlichen und kirchlichen Rechts Anwen-

dung finden. Jedenfalls dann, wenn nur bei noch wenigen (verbliebenen) 
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Regelungen der AVO Unklarheiten für die Beklagte bestehen, bedeutet das 

nicht, dass die fragliche AVO in Gänze nicht anwendbar sei. Einen derarti-

gen Rechtsatz gibt es nicht. Dann gäbe es praktisch kein wirksames staat-

liches oder kirchliches Gesetz, auch wären Gerichte im Bereich der Rechts-

auslegung letztlich überflüssig. Zutreffend weist zudem die Klägerin darauf 

hin, dass es im Anwendungsbereich der Grundordnung kein Normenkon-

trollverfahren gibt. Dies schreibt § 2 Abs. 4 KAGO ausdrücklich vor. Die bi-

schöfliche Autorität schließt es aufgrund der Gewalteneinheit beim Bischof 

aus, dass die vom Bischof erlassenen Gesetze nicht von den diözesanen 

kirchlichen Arbeitsgerichten einer allgemeinen Rechtmäßigkeitskontrolle 

unterzogen werden können (vgl. Schwab in Schwab/Weth, Komm. zum Ar-

bGG, 5, Aufl., Das Verfahren vor den kirchlichen Arbeitsgerichten-katho-

lisch Rz. 11). Eine allgemeine Verwerfungskompetenz besitzt das KAG 

nicht. Damit kann das erkennende Gericht die AVO-L. aus den von der Be-

klagten genannten Gründen auch nicht für unwirksam und für die Beklagte 

für nicht anwendbar erklären. 

 
Das Bedürfnis der Beklagten, einzelne gesetzliche Bestimmungen der frag-

lichen AVO in Frage zu stellen, ist in der Sache möglicherweise nicht von 

der Hand zu weisen. Immerhin macht die Beklagte geltend, die AVO-L. ent-

halte zwei weitere Bestimmungen, die ihren Bedürfnissen als refinanzierte 

Privatschule nicht gerecht werden und Schäden für sie zur Folge haben 

können. Die Klägerin weist zwar einerseits Zurecht darauf hin, die Beklagte 

könne nicht die Begünstigungen der Grundordnung durch deren Anerken-

nung in Anspruch nehmen, ohne die daraus sich ergebenden kirchenge-

setzlichen Verpflichtungen gegenüber ihren Bediensteten erfüllen zu wol-

len. In gleicher Weise sollte die Klägerin aber andererseits unter Beachtung 

des Rechtsgedankens eines dem gesamten Zivilrecht innewohnenden Ge-

bots zur Rücksichtnahme (§ 241 Abs. 2 BGB) den einschlägigen Anliegen 

der Beklagten auch offen gegenüber stehen durch eine ernsthafte Prüfung 

zur Schaffung von ausgewogenen und praktikablen Regelungen für den Pri-
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vatschulbereich. Dieses Phänomen wird im kirchlichen Bereich noch ver-

stärkt durch den Umstand, dass es hier kein Normenkontrollverfahren gibt. 

Diesem Anliegen ist die Klägerin im Laufe des Rechtsstreits auch nachge-

kommen mit der Schaffung einer interessengerechten Neuregelung für den 

Bereich der betrieblichen Altersversorgung. 

 
Nach alledem erweist sich die Verpflichtungsklage der Klägerin als begrün-

det. 

 
 

2. Drittwiderklage 

 
Die Drittwiderklage ist bereits unzulässig und zudem – was dann keiner nä-

heren Erörterung bedarf – in hohem Maße unbegründet.  

 
Eine beklagte Partei braucht sich im Rechtsstreit nicht mit der Rolle des 

Abwehrenden zufrieden zu geben, sondern kann ihrerseits in den Angriff 

übergehen und kann selbst als Klägerin im Verfahren mittels Widerklage im 

Sinne von § 33 ZPO auftreten. Auch für eine solche Klage müssen die all-

gemeinen Prozessvoraussetzungen vorliegen. Dies gilt grundsätzlich auch 

für eine -wie vorliegend- parteierweiternde Widerklage, wenn es sich bei ihr 

um eine streitgenössische Widerklage handelt (vgl. dazu Zöller/Schultzky, 

Komm. zur ZPO, 33. Aufl. § 33 Rzn. 24, 25) und mit ihr zwei Verfahrens-

fremde als Gesamtschuldner verklagt werden.  

 
Die Drittwiderklage richtet sich vorliegend zum einen gegen den Bischof des 

Bistums L. persönlich. Verklagt mit der Drittwiderklage ist der Bischof selbst 

und nicht irgendeine Rechtsperson, der der Bischof in seiner diözesanen 

Leitungsfunktion als gesetzliches Organ oder in sonstiger Weise vorsteht. 

Diese „Gegen“-Klage gegen den Bischof von L. ist unzulässig. Der Bischof 

besitzt nicht die Beteiligtenfähigkeit im Sinne von § 8 KAGO. Dort ist gere-

gelt, wer vor dem Kirchlichen Arbeitsgericht klagen und verklagt werden 

kann. Dazu zählt der Bischof als Singularperson erkennbar nicht.  
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Beteiligtenbefugt im Sinne von § 8 KAGO mag – wenn überhaupt – allenfalls 

das Bistum als Drittwiderbeklagte zu 2. sein. Bei einer solchen Annahme ist 

allerdings das erkennende Gericht für die erhobene Schadensersatzklage 

nicht zuständig, auch besteht für diese Drittwiderklage kein Rechtschutzbe-

dürfnis. Die Drittwiderklage der Beklagten ist auch gerichtet gegen das Bis-

tum und begehrt dessen Verurteilung, der Beklagten alle unmittelbaren und 

mittelbaren Schäden zu ersetzen, die ihr durch den vorliegenden Rechts-

streit und seine Folgen entstehen. Es handelt sich somit um eine Klage auf 

zukünftige Leistungen im Sinne von § 259 ZPO. Für eine derartige Scha-

densersatzklage ist das erkennende Gericht gem. § 2 Abs. 1 oder Abs. 2 

KAGO nicht zuständig. Die Beklagte erklärt selbst, sie werde zukünftige 

Schäden vor einem Zivilgericht einklagen. Das wäre auch der möglicher-

weise richtige einzuschlagende Rechtsweg, was vorliegend unentschieden 

bleiben kann. Jedenfalls fällt weder die vorliegende noch eine spätere be-

zifferte Schadensersatzklage nicht in die sachliche Zuständigkeit des Kirch-

lichen Arbeitsgerichts nach § 2 KAGO. Der Klage gegen das Bistum fehlt 

zudem das Rechtsschutzbedürfnis im Sinne von § 256 Abs. 1 ZPO. Ein 

staatliches Zivilgericht oder ein anderes stattliches Gericht wäre an eine 

rechtskräftige Feststellung nach § 259 ZPO zum Ersatz zukünftigen Scha-

dens durch das erkennende Gericht nicht gebunden. Insoweit fehlt es an 

einer präjudiziellen Bindungswirkung zwischen dem kirchlichen Arbeitsge-

richt und einem staatlichen Gericht. In der Sache würde eine entsprechende 

Verurteilung durch das erkennende Gericht eher eine gutachterliche Stel-

lungnahme eines unzuständigen Gerichts ohne Relevanz für die Zukunft für 

einen möglichen Schadensersatzanspruch darstellen. Für eine solche 

Klage besteht kein Rechtschutzbedürfnis im Sinne von § 256 Abs.1 ZPO.  

 
Bei dieser Sachlage bedarf es keines Eingehens auf eine Begründetheit der 

Drittwiderklage, zumal dem Sachvortrag der Drittwiderklägerin nicht zu ent-

nehmen ist, auf welchen Anspruchsgrund die Beklagte diese stützt, sodass 

deren Tatbestandsvoraussetzungen geprüft werden könnten. 
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Nach alledem war der Klage stattzugeben und die Drittwiderklage als unzu-

lässig abzuweisen.  

 
Eine Kostenentscheidung war entbehrlich, weil das Verfahren vor dem 

Kirchlichen Arbeitsgericht gerichtsgebührenfrei ist (§ 12 Abs. 1 Satz 1 

KAGO). Bezüglich der außergerichtlichen Kosten ist nicht erkennbar, dass 

insoweit „materiell-rechtliche Vorschriften“ im Sinne von § 12 Abs. 1 Satz 2 

KAGO für eine Kostenerstattung durch Dritte bestehen. Nur im Falle einer 

gesetzlich angeordneten Erstattungspflicht bedarf es einer entsprechenden 

Kostenentscheidung nach § 12 KAGO. 

 
Die Revision konnte angesichts der gesetzlichen Kriterien von § 47 Abs. 2 

KAGO nicht zugelassen werden. Wenngleich das Verfahren in seinem An-

fangsstadium nach den Bekundungen der Beklagten für sie schwerwie-

gende Bedeutung hatte, hat sich das erkennende Gericht an den Rechts-

grundsätzen der vom Kirchlichen Arbeitsgerichtshof entwickelten Recht-

sprechung orientiert und ist diesen Grundsätzen uneingeschränkt gefolgt. 

Für die Drittwiderklage konnte die Revision erkennbar nicht zugelassen 

werden.  

 
Auf die Möglichkeit der Einlegung einer Nichtzulassungsbeschwerde nach 

§ 48 KAGO wird hingewiesen. 

 
Ein Rechtsmittel ist gegen diese Entscheidung nicht gegeben. 

 


